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Fazit 
 
Die Bundesärztekammer hinterfragt die Notwendigkeit einer besonderen Regelung zur 
Ermächtigung der vorübergehenden Ausübung von Heilkunde kritisch (III.a)). Es darf 
keine anderen medizinischen Maßstäbe für die Behandlung asylbegehrender Men-
schen geben. Dies betrifft auch die Qualifikation derjenigen, die die Asylbewerber be-
handeln. Wir sprechen uns daher primär für eine Beschleunigung der Anerkennungs-
verfahren ausländischer Qualifikationen nach den in der Bundesärzteordnung geregel-
ten Anforderungen aus. 
Sollte der Gesetzgeber dem nicht folgen, so werden notwendige Änderungen und Er-
gänzungen in § 90 AsylG-E vorgeschlagen (II.) und begründet (III.b)). 

 
 
 
 

I. Einleitung 
 
„Deutschland ist seit Monaten Ziel einer präzedenzlosen Zahl von Asylbewerbern, die 
Sicherheit vor Krieg, Verfolgung und Not suchen.“ Zur Bewältigung der damit verbun-
denen Herausforderungen sieht das Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz verschie-
dene Maßnahmen vor. Im Rahmen der Änderung des Asylverfahrensgesetzes ist in 
§ 90 AsylG-E eine Ermächtigung von Asylbegehrenden zur vorübergehenden Aus-
übung der Heilkunde in Aufnahmeeinrichtungen nach § 44 oder in Gemeinschaftsun-
terkünften nach § 53 dieses Gesetzes vorgesehen. Danach können Asylbegehrende, 
die über eine abgeschlossene Ausbildung als Arzt verfügen, auf Antrag vorübergehend 
zur Ausübung von Heilkunde in diesen Einrichtungen ermächtigt werden, um Ärzte bei 
der medizinischen Versorgung der Asylbegehrenden zu unterstützen. Die Ermächti-
gung ist an bestimmte „Beschränkungen“ gebunden, die in § 90 Abs. 2 AsylG-E gere-
gelt sind. Die Ermächtigung setzt u. a. voraus, dass der Antragsteller seine Qualifikati-
on als Arzt glaubhaft macht und ihm eine Approbation oder Berufserlaubnis nicht erteilt 
werden kann, weil die erforderlichen Unterlagen und Nachweise aus Gründen, die nicht 
in der Person des Antragstellers liegen, nicht vorgelegt werden können. Deshalb soll 
ein Fachgespräch mit einem von der zuständigen Behörde beauftragten Arzt erfolgen, 
in dem eine ärztliche Kompetenz nachgewiesen wird. 
 
Die Bundesärztekammer nimmt ausschließlich zu § 90 AsylG-E Stellung und unterbrei-
tet den folgenden Änderungsvorschlag: 
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II.  Regelungsvorschlag zur Änderung des § 90 Asylverfahrensgesetz-E 
 

„§ 90 
Ermächtigung zur vorübergehenden und beschränkten Ausübung von Heilkunde 

 
(1)  Stehen für die ärztliche Versorgung von Asylbegehrenden in Aufnahmeeinrichtungen 

nach § 44 oder Gemeinschaftsunterkünften nach § 53 Ärzte, die über eine Approbation 
oder Berufserlaubnis nach der Bundesärzteordnung verfügen, nicht in ausreichender 
Zahl zur Verfügung und ist hierdurch die Sicherstellung der ärztlichen Versorgung der 
Asylbegehrenden gefährdet, können Asylbegehrende, die über eine abgeschlossene 
Ausbildung als Arzt verfügen, auf Antrag vorübergehend und beschränkt zur Ausübung 
von Heilkunde in diesen Einrichtungen ermächtigt werden, um Ärzte bei der medizini-
schen Versorgung der Asylbegehrenden zu unterstützen. 

 
(2)  Für die Ermächtigung nach Absatz 1 gelten die folgenden Beschränkungen: 
1. die ermächtigte Person unterstützt einen Tätigkeit erfolgt unter der Verantwortung ei-

nes Arzt bei seiner Tätigkeit es;; 
2. die Berufsbezeichnung „Ärztin“ oder „Arzt“ darf nicht geführt werden; 
3. die Ermächtigung Behandlungserlaubnis erstreckt sich nur auf Asylbegehrende in Auf-

nahmeeinrichtungen nach § 44 oder Gemeinschaftsunterkünfte nach § 53; 
4. eine sprachliche Verständigung der ermächtigten Personen mit den zu behandelnden 

Asylbegehrenden und dem zu unterstützenden Arzt muss sichergestellt sein; 
5. die ermächtigte Person ist über die zuständige Behörde haftpflicht- und unfallversi-

chert. 
 
(3)  Die Ermächtigung nach Absatz 1 wird befristet erteilt. Sie kann jederzeit widerrufen 

werden, wenn eine der die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht mehr gegeben ist 
sind oder berechtigte Zweifel an der Qualifikation als Arzt erkennbar werden. 

 
(4)  Die Erteilung der Ermächtigung nach Absatz 1 setzt voraus, dass 
1. der Antragsteller seine Qualifikation als Arzt glaubhaft macht und 
2. ihm eine Approbation oder Berufserlaubnis nach § 3 oder § 10 der Bundesärzteord-

nung nicht erteilt werden kann, weil die erforderlichen Unterlagen und Nachweise aus 
Gründen, die nicht in der Person des Antragstellers liegen, nicht vorgelegt werden 
können und eine Prüfung nach der Bundesärzteordnung durch die zuständige Behörde 
nicht erfolgen kann. 
 
Zur Glaubhaftmachung nach Satz 1 Nummer 1 hat der Antragsteller eidesstattlich zu 
versichern, dass er über eine abgeschlossene Ausbildung als Arzt verfügt und in einem 
mindestens x-stündigen Fachgespräch mit einem von der zuständigen Behörde beauf-
tragten Arzt unter Beteiligung eines Vertreters der zuständigen Behörde nach § 12 
Abs. 1 Bundesärzteordnung seinen Ausbildungsweg sowie seine ärztlichen Kenntnis-
se, Fähigkeiten und Fertigkeiten Kompetenz nachzuweisen. 

 
(5)  Ein späteres Approbationsverfahren nach § 3 der Bundesärzteordnung oder Verfahren 

auf Erteilung einer Berufserlaubnis nach § 10 der Bundesärzteordnung bleibt von der 
Ermächtigung zur vorübergehenden und beschränkten Ausübung von Heilkunde nach 
Absatz 1 unberührt. Zeiten der vorübergehenden und beschränkten Ausübung der 
Heilkunde sind nicht auf eine Weiterbildung anzurechnen. 

 
(6)  Für das Verfahren zur Erteilung der Ermächtigung nach Absatz 1 bis 5 ist die Behörde 

des Landes nach § 12 Abs. 1 Bundesärzteordnung zuständig, in dem die Tätigkeit 
ausgeübt werden soll. 

 
(7) § 61 Absatz 1 wird von der Ermächtigung nach Absatz 1 nicht berührt. 
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(8)  § 62a tritt am …[einsetzen: Datum des Tages zwei Jahre nach Inkrafttreten gemäß 
Artikel 13] außer Kraft.“ 

 
 

III. Begründung 
 

a) Zur Notwendigkeit der Regelung 
Zunächst ist zu konstatieren, dass die Bundesärzteordnung in § 10 bereits diverse 
Ausnahmefälle zur Erteilung einer Erlaubnis zur vorübergehenden Ausübung des ärzt-
lichen Berufs enthält. Nach § 10 Abs. 2 BÄO ist es unter anderem möglich, die Erlaub-
nis auf bestimmte Tätigkeiten und Beschäftigungsstellen zu beschränken. 
Eine mögliche Berufserlaubnis würde nicht an bestimmten Kenntnissen der deutschen 
Sprache scheitern. Es gelten zwar die gleichen sprachlichen Anforderungen wie für ei-
ne Approbation, eine Berufserlaubnis kann aber mit Auflagen verbunden werden. Über 
diese Auflagen ist sicherzustellen, dass eine Gefährdung des Patientenwohls und der 
öffentlichen Gesundheit ausgeschlossen ist. 
 
Mit der Regelung in § 3 Abs. 3 BÄO gibt es bereits eine Möglichkeit, die erforderlichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten nachzuweisen, wenn die notwendigen Unterlagen und 
Nachweise aus Gründen, die nicht in der Person der Antragsteller liegen, nicht vorge-
legt werden können. 
 
„(3) Ist die Voraussetzung des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 4 nicht erfüllt, so ist Antragstellern, 
die über einen Ausbildungsnachweis als Arzt verfügen, der in einem anderen als den in Absatz 
2 Satz 1 genannten Staaten (Drittstaat) ausgestellt ist, die Approbation zu erteilen, wenn die 
Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes gegeben ist. Für die Prüfung der Gleichwertigkeit gilt 
Absatz 2 Satz 2 bis 6 sowie 8 entsprechend. Der Nachweis der erforderlichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten wird durch das Ablegen einer Prüfung erbracht, die sich auf den Inhalt der staatli-
chen Abschlussprüfung bezieht. Die erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten sind nach Satz 
3 auch nachzuweisen, wenn die Prüfung des Antrags nur mit unangemessenem zeitlichen oder 
sachlichen Aufwand möglich ist, weil die erforderlichen Unterlagen und Nachweise aus Grün-
den, die nicht in der Person der Antragsteller liegen, von diesen nicht vorgelegt werden kön-
nen.“ 

  
Für die vorübergehende Unterstützung unter Verantwortung eines Arztes wäre keine 
vorübergehende Ermächtigung zur Ausübung der Heilkunde notwendig. Es bestünde 
die Möglichkeit, unterstützende Tätigkeiten, keine Heilkunde, auch ohne nachgewiese-
ne ärztliche Qualifikation zu leisten, wenn eine Arbeitsgenehmigung vorliegt. 
Deshalb wäre zu prüfen, ob diesbezüglich gegebenenfalls Vorschriften, die nicht aner-
kannte oder gerade anerkannte Asylbewerber an der Aufnahme von Arbeit hindern, 
geändert oder aufgehoben werden könnten (z. B. die Verordnung über die Arbeitsge-
nehmigung für ausländische Arbeitnehmer). 
 
Mit dem vorgesehenen Sonderstatus dieser „Ärztehelfer“ sind weitere ungeklärte Kom-
petenz- und Haftungsfragen verbunden, die völlig offen sind und die geregelt werden 
sollten. 
 

b) Zur Begründung des unter II. dargestellten Regelungsvorschlages 
Der Zusatz bzw. das Adjektiv „beschränkt“ soll verdeutlichen, dass die ermächtigte 
Person nicht nur vorübergehend zur Heilkunde berechtigt ist, sondern diese Ausübung 
auch konkreten Beschränkungen unterliegt; der Ermächtigte unter anderem nur zur 
Unterstützung eines Arztes herangezogen werden und nicht selbständig die Heilkunde 
ausüben darf. 
 
Der Änderungsvorschlag zu § 90 Abs. 2 Nr. 1 AsylG-E unterstreicht, dass die ermäch-
tigte Person unterstützend tätig wird und für diese unterstützende Tätigkeit eine Haft-
pflicht- und Unfallversicherung bestehen muss (§ 90 Abs. 2 Nr. 5 AsylG-E). Diese Ver-
antwortung dafür darf nicht den in den Aufnahmeeinrichtungen oder in den Gemein-
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schaftsunterkünften tätigen Ärzten auferlegt werden. Wenn die ermächtigte Person un-
terstützend Heilkunde ausüben soll, dann muss dies sowohl haftungsrechtlich im Hin-
blick auf die zu behandelnden Personen, als auch unfallversicherungsrechtlich im Hin-
blick auf Gefahren für die ermächtigte Person abgesichert sein. 
 
Wesentlich ist die sprachliche Verständigung der ermächtigten Person, sowohl mit den 
zu behandelnden Asylbegehrenden, als auch mit dem zu unterstützenden Arzt (§ 90 
Abs. 2 Nr. 4 AsylG-E). Sprachkenntnisse für heilkundliche Tätigkeiten sind aus Grün-
den des Patientenschutzes unerlässlich. Nur eine gute Kommunikation zwischen den 
Handelnden und den Patienten bietet Schutz vor Missverständnissen oder Unklarhei-
ten, die einer richtigen Diagnose, einer Therapie und der Compliance entgegenstehen 
können. Eine Unterstützung der ermächtigten Person kann nur sachgerecht erfolgen, 
wenn eine Verständigung untereinander und damit im Interesse der zu Behandelnden 
möglich ist. Wäre diese unerlässliche Kommunikation nicht gewährleistet, würde für 
diesen Kontakt darüber hinaus ein Dolmetscher benötigt. Dies ist aber, wie die ersten 
Erfahrungen belegen, nicht gewährleistet, so dass eine solche Ermächtigung nur erteilt 
werden darf, wenn nicht nur die Verständigung mit dem Asylbegehrenden, sondern 
auch mit dem zu unterstützenden Arzt sichergestellt ist.  
 
§ 90 Abs. 3 AsylG-E enthält die Klarstellung, dass auch eine der in § 90 Abs. 2 Nr. 1 
bis 5 AsylG-E genannten Voraussetzungen ausreicht, um die befristete Ermächtigung 
zu widerrufen. 
 
Die vorgeschlagene Ergänzung in § 90 Abs. 4 AsylG-E schließt an die Ausführungen 
unter III.a) an. Diese Ermächtigung sollte also nur erteilt werden, wenn die Prüfung 
durch die zuständige Behörde nicht oder nicht zeitnah erfolgen kann. 
 
Die Ermächtigung darf nur erteilt werden, wenn der Antragsteller zur Glaubhaftma-
chung nach § 90 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 AsylG-E eidesstattlich versichert, dass er über eine 
abgeschlossene Ausbildung als Arzt verfügt. Danach soll ein Fachgespräch stattfinden. 
Hier sollte die Mindestdauer des Fachgesprächs festgelegt werden. Bei diesem Ge-
spräch sollten nicht nur der Antragsteller und der von der zuständigen Behörde beauf-
tragte Arzt zugegen sein, sondern auch ein Vertreter der zuständigen Behörde nach 
§ 12 Abs. 1 BÄO, also der Approbationsbehörde. Dieser Vertreter verfügt über wesent-
liche Kenntnisse aus den Approbationsverfahren, über Ausbildungswege in bestimm-
ten Drittstaaten, etc. 
 
In § 90 Abs. 5 AsylG-E sollte ergänzt werden, dass die Zeiten der vorübergehenden 
und beschränkten Ausübung der Heilkunde nicht auf die Weiterbildung angerechnet 
werden können, weil die dafür in den Weiterbildungsordnungen der Kammern geregel-
ten Anforderungen nicht erfüllt sind. Die Ergänzung dient der Klarstellung für spätere 
Anerkennungsverfahren.  
 
Wesentlich ist die weitere vorgenommene Änderung in § 90 Abs. 6 AsylG-E. Da es 
sich um eine Ermächtigung zur vorübergehenden und beschränkten Ausübung der 
Heilkunde handelt, sollte die dafür ansonsten zuständige Behörde (Approbationsbe-
hörde) für dieses Verfahren verantwortlich sein. 


